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Das Religionsbekenntniß der Rinder nach öſter— 
reichiſchem Recht. 
Von O reſt Illaſiewicz. 
(Schluß.) 


min. 8 1 direct zur Frage des Tauf- 
3 chon zu Beginn der sub I gegebenen Aus— 
führungen dargelegt, daß die officielle Bezeichnung des Geſetzes vom 
25. Mai 1868, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 49, naher beſehen, zu eng iſt. Auch 
haben wir im Vorſtehenden den Artikel 1, Alineg 4, einer nüheren 
Analyſe unterworfen und conftatirt, daß derſelbe feiner Tendenz und 
ſeinem Zwecke nach von Alinea 1, 2 und 3 des Artikels 1 gänzlich 
verſchieden iſt. Denn während Artikel 1 in ſeinen erſten drei Ab⸗ 
ſätzen eine wahre interconfeſſionelle Abgrenzung, eine wirkliche Be⸗ 
ſitzesregelung inter confessiones vollzieht, während er hier ſubjectiven 
Rechtsanſprüchen der einzelnen Religionsgeſellſchaften feine ſtaatliche 
Sanction und Executionsgewalt gewährt und demnach unmittelbar 
im Intereſſe der Kirche handelt, iſt im Artikel 1, Alineg 4, von 
einem ſolchen ſubjectiven Rechtsanſpruche dieſer oder jener Religions⸗ 
geſellſchaft keine Rede, und nachdem dies nicht der Fall iſt, kann von 
einer interconfeſſionellen Maßregel, welche Beſitz und Frieden inter 
confessiones zu wahren hätte, nicht geſprochen werden; es hat 
Alinea 4 des Artikels 1 in egoiſtiſchen Erwägungen des Staates 
ſeinen Grund, der Staat verfolgt hier nicht das Intereſſe der Kirche, 
ſondern ſein eigenes. Dieſe Differenzirung, die das Er- 
gebniß unſerer juriſtiſchen Analyſe iſt, muß nun der 
Behandlung des Taufzwanges zu Grunde gelegt 
werden. 


v. Huſſarek a. a. O., S. 640 ff.; Mayrhofer-Pace a. a. O., 
S. 40, Anmerkung 4; Groß, Kirchenrecht, S. 85, Anmerkung 2; v. Scherer, 
Handbuch des Kirchenrechts, Band IL, S. Sg ff. 


Bei der erſten Gruppe, wo der Artikel 1 des interconfeſſionellen 
Geſetzes in ſeinen drei erſten Abſätzen zur Anwendung kommt 
(religionsgleiche Ehe — Miſchehe — uneheliches Kind) handelt es 
ſich, wie geſagt, um ein Recht der Kirche, das Kind zu beſitzen; ſie 
beſitzt es aber nicht, falls es nicht getauft wird, weil die Taufe 
das kirchenrechtliche Kriterium für die Zugehörigkeit zur Kirche be— 
deutet. Demnach iſt in dieſen Fällen der ſtaatliche Taufzwang eine 
conditio sine qua non. Was ſollte aber auch das ganze Geſetz für 
einen Zweck und was für eine Bedeutung haben, wenn der Staat 
die betreffenden Eltern nicht zwingt, das Kind taufen zu laſſen? Ge— 
ſetzt, daß alle oder ſehr viele Eltern in Ausbeutung dieſer ſtaatlichen 
Maxime die Taufe in der That nie vornehmen laſſen, ſo gibt es 
dann vom Geſichtspunkte der Kirche überhaupt gar keine Chriſten 
mehr in Oeſterreich, ſo übernimmt, wenn man profaner Weiſe ſchon 
ſo ſagen darf, der Staat Glauben und Religion in eigene Regie, er 
entzieht der Kirche die Grundlagen ihres Beſtandes und ſchaltet ſie 
einfach aus ſeinem Gebiete aus. Eine ſolche Interpretation des 
interconfeſſionellen Geſetzes würde ebenſo ſeiner Beſtimmung wie dem 
heute geltenden Verhältniſſe zwiſchen Staat und Kirche widerſprechen. 
Daher ſind die Entſcheidungen des Verwaltungsgerichthofes und das 
Vorgehen der politiſchen Behörden durchaus correct, wenn ſie den 
Standpunkt des Taufzwanges einnehmen.?! 

Aber der Verwaltungs-Gerichtshof und die politiſchen Behörden 
gehen da gewiß zu weit; denn ſie beurtheilen nach dieſen Geſichts— 
punkten auch jene Fälle, wo es ſich um Kinder confeſſionsloſer 
Eltern handelt, wo alſo Alinea 4, des Artikels 1 interconfeſſionelles 
Geſetz zur Anwendung kommt. Wir haben ſchon oben dargelegt, 
daß in ſolchen Fällen die kraft elterlichen Willensactes erfolgende 
Zuweiſung des Kindes an eine beſtimmte Kirche nicht die Wahrung 
eines kirchlichen Rechtes bedeutet, ſondern nur die eines ſtaatlichen 
Intereſſes. Und dieſes ſtaatliche Intereſſe wurzelt darin, daß der 
Staat das Kind im Sinne des $ 139 allgemeines bürgerliches Ge- 
ſetzbuch religibs erzogen und im Sinne des Reichsvolksſchulgeſetzes 
in der Religion unterrichtet wiſſen will. Die Kirche ſteht dieſem 
Kinde fremd gegenüber, nicht ſie hat das Kind zu erziehen, ſondern 
nur die Eltern und der Staat, jene im Elternhauſe, dieſer in der 
Schule durch den ſtaatlich qualificirten Religionslehrer. Aber dieſe 
religiöfe Erziehung ſteht mit der Taufe in gar keinem materiellen 
Zuſammenhange, die Behauptung, eine religiöſe Erziehung ohne Taufe 
ſei unmöglich, iſt irrig.!? Nehmen wir den Fall, eine ſtreng katho— 
liſche Familie wird irgendwohin unter Heiden verſchlagen, wo die 
Vornahme des prieſterlichen Taufactes ein Ding der Unmöglichkeit iſt, 
werden da die Kinder dieſer Familie, obwohl ungetauft oder vielleicht 
nur nothgetauft, nicht katholiſch-religibs erzogen werden können? 


Vergleiche die Entſcheidung des Verwaltungs⸗Gerichthofes vom 27. Sep⸗ 
tember 1879, Nr. 1561, Budwinski 568. — Die Art der Handhabung des 
Taufzwanges erhellt aus der kaiſerlichen Verordnung vom 20. April 1854, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 96. Vergleiche Schindler a. a. O., S. 10f. 

22 Vergleiche v. Huſſarek a. a. O., Seite 640, Anmerkung 71. 


Und dann wird das Kind meift ſchon zu einer Zeit getauft, wo die 
religiöſe Erziehung bei Weitem noch nicht beginnen kann, während 
andererſeits — wie die Kirchengeſchichte lehrt — die Taufe vielfach 
erſt in einem fortgeſchrittenen Stadium der religiöſen Erziehung 
vorgenommen wurde. Neligiöfe Erziehung und Taufe find alſo 
zweierlei, ſie ſtehen in keinem Cauſalnexus zu einander, und deßhalb 
bedeutet die Forderung des Staates nach religiöſer Erziehung der 
Kinder nicht auch die Forderung nach Vornahme des rituellen Actes. 
Wenn nun der Staat trotzdem in Alineg 1, 2 und 3 des Artikels 1 
auf dem Standpunkt des Taufzwanges ſteht, ſo geſchieht dies nicht 
deßhalb, weil religiöſe Erziehung ohne Taufe nicht möglich iſt, 
ſondern weil die Wahrung des kirchlichen Beſitzſtandes illuſoriſch wird 
ohne Taufe, die ja das juriſtiſche Merkmal desſelben bildet. Es 


hängt demnach die Beantwortung der Frage, ob das 


öſterreichiſche Recht einen Taufzwang kennt, im 
Einzelnen davon ab, ob es ſich um Kinder confeſſions— 
loſer Eltern handelt oder nicht; erſterenfalls iſt der 
Gedanke eines Taufzwanges unbedingt abzuweiſen, 
letzterenfalls muß er ebenſo unbedingt als zu Recht 
beſtehend angenommen werden. 

Faſſen wir nun die Reſultate unſerer Interpretation 
ſichtlich zuſammen, ſo ergeben ſich folgende leitende Gedanken: 

1. Im interconfeſſionellen Geſetz, Artikel 1, find zwei Zweck- 
momente mit einander verknüpft. 

2. Abſatz 1, 2 und 3 des Artikel 1 interconfeſſionelles Geſetz 
find ihrem Weſen und Zwecke nach von Abſatz 4 citirten Artikels 
grundverſchieden. 

3. Staat und Kirche divergiren principiell in ihren Anfchau⸗ 
ungen über Religionszugehörigkeit. 

Ad 1. Das interconfeſſionelle Geſetz, Artikel 1, vereinigt zwei 
Zweckmomente in ſich, ein objectives und ein ſubjectives. Das objec⸗ 
tive betrifft den Beſitzesſchutz und die Beſitzesregelung zwiſchen den 
Confeſſionen im Intereſſe dieſer letzteren, das ſubjective betrifft die 
Zuweiſung der Kinder zu den einzelnen Religionsgeſellſchaften im 
Intereſſe der vom Staate im § 139 a. b. G.⸗B. geforderten religiöſen 
Erziehung. 

Ad 2. Abſatz 1, 2 und 3 des Artikel 1 interconfeſſionelles 
Geſetz (— religionsgleiche he — Miſchehe — uneheliches Kiud —) 
ſind ihrem Weſen und Zwecke nach von Abſatz 4 citirten Artikeln 
(— Kinder confeſſionsloſer Eltern und Findlinge —) grundverſchieden. 
Denn die drei erſten Abſätze tragen die Signatur des objectiven 
Zweckmomentes an ſich. Hier handelt es ſich vornehmlich um den 
Beſitzſtand der Kirche, um die Durchſetzung ſubjectiv begründeter An⸗ 
ſprüche derſelben auf das eine oder das andere Kind. Von ſelbſt er⸗ 
gibt ſich dann für die Kirche die Pflicht, dieſes Kind religiös zu 
erziehen. Hier beſitzt die Kirche das Kind und unterſtützt den Staat 
in ſeiner Forderung nach religiöſer Erziehung. Anders in Abſatz 4. 
Da handelt es ſich gar nicht um einen ſubjectiven Anſpruch der 
Kirche, hier tritt das objective Zwecknoment ganz zurück und das 
ſubjective tritt hervor: der Staat verlangt, daß auch das Kind 
confeſſionsloſer Eltern, daß auch der Findling religiös erzogen werde; 
und da ſoll denn der Wille der Eltern, beziehungsweiſe Erziehungs⸗ 


über⸗ 


berechtigten beſtimmen, welcher Religionslehrer — denn bei der 
religiöfen Erziehung kommt neden den Eltern vorzüglich der Prieſter, 
beziehungsweiſe Religionslehrer in Betracht — dabei mitzuwirken 


hat. Hier beſitzt die Kirche das Kind nicht, muß aber dennoch den 
ſouveräneu Staat in ſeiner Forderung nach religiöſer Erziehung 
unterſtützen. 

Ad 3. Staat und Kirche divergiren principiell in ihren An⸗ 
ſchauungen über Religionszugehörigkeit. Für den Staat iſt der Rechts⸗ 
grund für die Religionszugehörigkeit das Geſetz, für die Kirche, 23 
aber nach ihrer vom Staate (Artikel 15, Staatsgrundgeſetz) aner⸗ 
kannten inneren Ordnung die Taufe. Nicht um des ſubjectiven Zweck⸗ 
momentes, um der vom Staate geforderten religiöſen Erziehung — 
ſondern um des objectiven Zweckmomentes, um des der Kirche ge⸗ 
währleiſteten Beſitzſtandes willen muß der Staat den Taufzwang 


acceptiren; denn die Kirche beſitzt das Kind nur und erſt, wenn es 


23 Wir gebrauchen der Kürze wegen den Ausdruck „Kirche“ ſtatt „Reli⸗ 
gionsgeſellſchaft“. Bei der jüdiſchen Religionsgeſellſchaft iſt der Formalact der Be⸗ 
ſchneidung weſentlich für die Religionszugehörigkeit. 
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getauft iſt. — Anders im Abſatz 4, wo das ſubjective Zweckmoment 
prävalirt, wo es ſich um kein kirchliches Beſitzrecht handelt, ſondern 
nur um die Sicherheit der ſtaatlich geforderten religiöfen Erziehung. 
Und da das Kind nicht getauft wird, um religiös erzogen zu werden, 
ſondern um der ſubjectiv berechtigten Kirche anzugehören, fo kann der 
Staat hier zur Taufe gar nicht zwingen. Die Kinder confeſſionsloſer 
und unbekannter Eltern werden alſo in der Religion unterrichtet, 
ohne getauft zu ſein. Die Kirche leiſtet hier dem Staate einen Dienſt, 
indem fie ihm die religiöfe Erziehung der Kinder in der Schule 
ſichert und beſorgt; aber auch der Kirche mag daraus ein Gewinn 
erwachſen, indem ihr vielleicht aus dieſem in religiöſer Beziehung 
heimatloſen Kinde einmal ein treuer Sohn, ein überzeugter Anhänger 
erſteht. Und daß ein dritter Factor, nämlich die Eltern, beziehungs— 
weiſe Erziehungsberechtigten, die betreffende Kirche beſtimmen, iſt nur 
eine Gewähr gegen Propaganda und Streit zwiſchen den einzelnen 
Religionen und gegen Bevorzugung dieſer oder jener Kirche ſeitens 
des Staates. Es kennt alſo das öſterreichiſche Recht nur einen be— 
dingten Taufzwang; und dieſe nicht getauften und nur der religiöſen 
Erziehung überantworteten Kinder ſind vom kirchlichen Standpunkte 
aus confeſſionslos, während das ſtaatliche Recht confeſſionsloſe 
Kinder gar nicht kennt. 

Auf dieſe Weiſe erfüllt das interconfeſſionelle Geſetz beide Be⸗ 
ſtimmungen: kirchliche und ſtaatliche Intereſſen zu wahren. Nach 
unſerer Interpretation erhält die Kirche durch das interconfeſſionelle 
Geſetz Sicherung ihres Beſitzſtandes, der Staat Sicherung der religi— 
öſen Erziehung der Kinder. Und außerdem bietet die Kirche dem 
ſouveränen Staate die Hand, auch jene Kinder durch ihre ſtaatlich 
qualificirten Relegionslehrer religiös erziehen zu helfen, auf die ſie 
keinen ſubjectiven Anfpruch hat, und die fie daher auch nicht durch 
den Formalact der Taufe ihrem Befitze einzuverleiben befugt iſt. 

25. An dieſer Stelle ſei noch die behördliche Competenzfrage 
betrachtet. Wie erwähnt, find, falls die Eltern die Pflicht zur 
religiöſen Erziehung ihrer Kinder vernachläſſigen, gemäß 8 178 
a. b. G.⸗B. die Gerichtsbehörden competent. Denn es handelt ſich 
hier um eine civilrechtliche Verpflichtung, und der § 140 des all— 
gemeinen bürgerlichen Geſetzbuches verweiſt auf die politiſchen Vor— 
ſchriften nur bezüglich der Frage, in was für einer Religion ein 
Kind glaubensverſchiedener Eltern zu erziehen, und in welchem Alter 
es zu einer anderen Religion ſich zu bekennen berechtigt ſei. 

Was nun die Frage betrifft, welche Behörden berufen ſind, 
nöthigenfalls die Setzung des Taufactes zu verfügen, ſo halten wir 
in dieſem Falle die Verwaltungsbehörden für competent. Denn wie 
oben gezeigt, ſtehen religiöfe Erziehung und Taufe in keinem Cauſal⸗ 
nexus zu einander, und wenn das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch 
im $ 139 den Elterm die religiöſe Erziehung ihrer Kinder zur Pflicht 
macht, ſo bedeutet dies nicht auch eine Verpflichtung der Eltern zur 
Vornahme des Taufactes. Es fällt alſo die Taufpflicht der Eltern 
nicht unter den Geſichtspunkt der 88 139 und 178 a. b. G. -B. 
und daher nicht unter die Judicatur der Gerichtsbehörden. Aber noch 
aus einem anderen Grunde halten wir hier die Verwaltungsbehörden 
für competent. Wenn nämlich der Staat auf dem Standpunkt des 
Taufzwanges ſteht und den chriſtlichen Eltern die Vornahme des 
Taufactes zur Pflicht macht, ſo handelt es ſich hiebei, wie oben aus— 
geführt, nicht um eine Verpflichtung gegenüber dem Kinde, ſondern 
gegenüber den chriſtlichen Religionsgeſellſchaften, welche die ihnen zu— 
erkannten Kinder chriſtlicher Eltern nur dann wirklich beſitzen, wenn 
dieſe Kinder getauft find, daher handelt es ſich hier um eine öffent- 
lich⸗rechtliche Verpflichtung des Staates gegenüber öffentlich-rechtlichen 
Inſtituten, welche nicht vor die Gerichts- fondern vor die Verwaltungs⸗ 
behörden gehört.“? 

Andererſeits glauben wir, daß für die Judicatur über den 
Religionsvertrag die Gerichtsbehörden competent find, denn, wie oben 
ausgeführt, iſt der Religionsvertrag ein privat- rechtlicher, und deshalb 

24 Vergleiche v. Huſſarek a. a. O., S. 607 fi. 

28 A. A. v. Huſſarek a. a O., S. 642 f. — Der im Texte gegebenen 
Anſicht ſteht aber der Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 7. Auguſt 1875, 
Nr. 9354. entgegen, der beſtimmt, daß die Vormundſchaftsbehörde die Vornahme 
des Taufactes zu veranlaſſen hat. Auch Schindler a. a. O. S. 9 ift der im 
Texte gegebenen Anſicht, welche er aber mit Rückſicht auf den citirten Miniſterial⸗ 
erlaß dahin modificirt, daß die politiſchen Behörden das Eingreifen der Gerichte 
zu veranlaſſen haben. 
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gehört die Judicatur über die Giltigkeit oder Ungiltigkeit dieſes Ver⸗ 
trages vor die Gerichte. Und wenn eine vom Oberſten Gerichtshof 
beſtätigte Entſcheidung eines Oberlandesgerichtes?s die Unzuſtändigkeit 
der Gerichte damit begründet, daß „es ſich hier um eine Angelegenheit 
handle, die durch das interconfeſſionelle Geſetz ihre Regelung gefunden 
hat und nach Artikel 18 dieſes Geſetzes die Vollziehung der darin 
enthaltenen Beſtimmungen der Cultusbehörde zugewieſen ſei“, ſo 
müſſen wir demgegenüber darauf verweiſen, daß nach Artikel 18 des 
interconfeſſionellen Geſetzes „mit dem Vollzuge desſelben der Miniſter 
für Cultus und Unterricht, ſowie die übrigen Miniſter, in 
deren Wirkungskreis die Vorſchriften des ſelben zur 
Anwendung kommen, beauftragt find.“ Und unter dieſen 
„übrigen Miniſtern“ iſt gewiß nicht nur der Miniſter des Innern 
gemeint; denn ſonſt wären mit dem Geſetzesvollzuge ausdrücklich nur 
der Miniſter für Cultus und Unterricht und der des Innern betraut, 
wie dies z. B. bei dem Geſetz vom 20. Mai 1874 „betreffend die 
Anerkennung von Religionsgeſellſchaften“ im § 17 geſchieht. Hier 
dagegen ſpricht der Artikel 18 des interconfeſſionellen Geſetzes allgemein 
von den „übrigen Miniſtern“, worunter abgeſehen vom Cultusminiſter 
und dem des Innern, nur der Juſtizminiſter gemeint ſein kann, gemeint 
ſein kann, geradeſo wie z. B. mit der Durchführung des Geſetzes vom 
31. December 1868, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 4, ex 1869,“ deſſen Verletzun⸗ 
gen gewiß vor das Forum des Gerichtes gehören, im Artikel 4 außer 
dem Miniſter des Innern gleichfalls die „übrigen Miniſter ...... “ 
beauftragt find. Wir glauben demnach mit Recht annehmen zu dürfen, 
daß Artikel 18 des interconfeſſionellen Geſetzes auch den Juſtiz— 
miniſter mit einbegreift, weßhalb das beſprochene Argument der 
citirten Entſcheidung nicht in Betracht kommen kann. 

Der Oberſte Gerichtshof wieder beruft ſich in jener Entſcheidung, 
in welcher er den Beſchluß des Oberlandesgerichtes beftätigt, 28 darauf, daß 
„die Frage, in welcher Religion ein Kind, deſſen Eltern im Religions⸗ 
bekenntniſſe nicht übereinſtimmen, zu erziehen ſei, nach dem Geſetze 
vom 25. Mai 1868, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 49 und § 140 a. b. G.⸗B. nicht 
von den Gerichten, ſondern von den politiſchen Behörden zu ent— 
ſcheiden iſt.“ Dieſe Behauptung iſt vollkommen richtig und begründet. 
Jedoch die Gerichte haben nicht über die Frage zu entſcheiden, „in 
welcher Religion ein Kind erzogen werden ſoll“, ſondern ſie haben 
nur feſtzuſtellen, ob der von der klägeriſchen Partei geltend— 
gemachte oder angeſochtene Vertrag beſteht oder nicht. Das iſt ihre 
Aufgabe, und der Umſtand, daß ſich aus dieſer gerichtlichen Ent— 
ſcheidung ſogleich von ſelbſt die Frage beantwortet, in welcher Religion 
das Kind erzogen werden ſoll, iſt kein Grund für die Unzuſtändig— 
keitserklärung der Gerichte in den genannten Vertragsſtreitigkeiten. 
Etwaige Meinungsdifferenzen über die Folgen, die ſich an das 
gerichtliche Urtheil knüpfen, werden nicht mehr von den Gerichten, 
ſondern vor den Verwaltungsbehörden ausgetragen. Nur für Streitig- 
keiten über Giltigkeit oder Ungiltigkeit des Religionsvertrages ſind die 
Gerichte competent.?“ 

Die politiſchen Behörden können gemäß Artikel 3, Alinea 2, des 
intereonieffionellen Geſetzes von den „Oberen der Religionsgeſellſchaften“, 
ebenſo wie von den „nächſten Verwandten“ angerufen werden, ſie 
können aber auch insbeſondere, wie oben gezeigt, ex officio ein- 
ſchreiten. Den Gerichtsbehörden dagegen muß eine Klage vorliegen, 
die zu erheben gemäß § 178 a. b. G.⸗B. Jedermann berechtigt iſt. 


26 Mitgetheilt in v. Jaegers „Oeſterreichiſche Zeitſchrift für Verwaltung“, 
Jahrgang 1892, S. 184. 4 N 
27 Betreffend die Eheſchließung zwiſchen Angehörigen verſchiedener chriſt⸗ 
licher Confeſſionen. 

Entſcheidung vom 9. März 1892, Nr. 2961. Vergleiche v. Jaeger's 
Zeitſchrift für Verwaltung ex 1892, S. 184. 
. > v. Huſſarek it a. a. O., S. 609, Text und Anmerkung 15, der in 
ritirter Entſcheidung gegebenen Anſicht und hält die politiſchen Behörden hier 
für competent. 

30 Obige Competenzabgrenzung wäre unrichtig, wenn Thaners äußerlich 
vollkommen begründete Anſicht, daß nicht erſt Artikel 1 des interconfeſſionellen 
Geſetzes, ſondern mit Rückſicht auf § 140 a. b. G.⸗B. ſchon § 139 die religions⸗ 
gleichen Eltern zur Erziehung ihrer Kinder in derſelben Neligion verpflichtet, nicht 
durch die Redactionsgeſchichte widerlegt würde. — Vergleiche Huſſarek a. a. O., S. 608. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Beurtheilung der für eine ungerechtfertigte Verurtheilung in 
Gemäßheit des Geſetzes vom 16. März 1892, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 64, 
zu leiſtenden Entſchädigungen. 


Die Koſten der urſprünglichen Vertheidigung des Beſchuldigten 

wider die gegen ihn erhobene Anklage können nicht zu den durch 

die ungerechtfertigte Verurtheilung herbeigeführten vermögensrecht⸗ 

lichen Nachtheilen gerechnet werden und gebührt daher ein Erſatz 

dieſer Koſten dem ungerechtfertigt Verurtheilten ebenſowenig, wie 
eine Entſchädigung für eine etwaige Unterſuchungshaft. 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 21. October 1899 
gepflogenen öffentlichen Verhandlung über die Klage des Alois Armani 
in Praſo de praes. 25. Juli 1899, 3. 253 R.⸗G., gegen das 
k. k. Juſtizminiſterium, auf Entſchädigung für ungerechtfertigte Verur- 
theilung zu Recht erkannt: 

Das k. k. Juſtizminiſterium iſt ſchuldig, dem Kläger aus dem 
Titel der Entſchädigung für ungerechtſertigte Verurtheilung außer dem 
mit dem Erlaſſe des k. k. Juſtizminiſteriums vom 9. Mai 1899, 
Z. 9363, bereits zuerkannten Betrage von 18 fl. 50 kr. noch weitere 
3 fl. 50 kr. binnen 14 Tagen bei ſonſtiger Execution zu bezahlen. 

Mit dem Mehranſpruche wird der Kläger abgewieſen und hat 
der Kläger ſeine Koſten ſelbſt zu tragen. 

Gründe: Der Kläger wurde mit Urtheil des Bezirksgerichtes 
in Contino vom 27. November 1897, 3. 1430, wegen der Ueber⸗ 
tretung des § 411 St.⸗G. zu dreitägigem Arreſte verurtheilt, ſpäter 
aber nach Wiederaufnahme des Verfahrens mit dem Urtheile vom 
31. December 1898, B. 9897/28, freigeſprochen. Der Kläger, 
welcher die ihm auferlegte Strafe verbüßt hatte, machte nunmehr mit 
dem Geſuche vom 22. März 1899, B. 1898—97/31, den Anſpruch 
auf Erſatz für die erlittenen vermögensrechtlichen Nachtheile im Ge— 
ſammtbetrage von 60 fl. 20 kr. geltend. Das Juſtizminiſterium 
erkannte ihm mit dem Exlaſſe von 9. Mai 1899, 3. 9363, nur den 
Betrag von 18 fl. 20 kr. zu, und zwar für die in Folge des Straf- 
urtheils erlittenen Nachtheile 13 fl., dann 5 fl. 20 kr. für die Ver⸗ 
tretungskoſten bei der letzten Verhandlung und bei Abfaffung des 
Entſchädigungsgeſuches, lehnt aber das Begehren um Zahlung der im 
Laufe des vorausgegangenen Strafverfahrens erwachſenen Koſten ab. 
Der Kläger ſieht aber auch dieſe letzteren Koſten als einen durch ſeine 
ungerechtfertigte Verurtheilung verurſachten vermögensrechtlichen Nach— 
theil an, und ſtellt demgemäß das Begehren, zu erkennen: Es ſei 
dem Kläger aus dem Titel der Entſchädigung für ungerechtfertigte 
Verurtheilung zu Laſten des Staates nicht bloß der Betrag von 
18 fl. 20 kr. zuzuerkennen, ſondern vielmehr der höhere Betrag von 
60 fl. 20 kr. nebſt den Koſten der gegenwärtigen Klage. 

Das Juſtizminiſterium bemerkt in ſeiner Gegenſchrift zunächſt, daß 
von dem klägeriſcherſeits im Geſuche vom 22. März 1899 ſpecificirten 
Betrage von 60 fl. 20 kr. a) die Poſten von 1 bis 7 im Geſammtbetrage 
von 36 fl. ſich auf das mit dem Urtheile des Kreisgerichtes Rovereto 
vom 1. März 1898 abgeſchloſſene Verfahren bezogen; b) unter Poſt 
8 und 12 die Aunſprüche für die durch die Verbüßung der Arreſt⸗ 
ſtrafe erlittenen Nachtheile mit zuſammen 10 fl.; c) unter Poſt 9 
und 13 die Anſprüche für die Zureiſe zur Hauptverhandlung am 
31. December 1898 und anläßlich der Verfaſſung und Fertigung des 
Entſchädigungsgeſuches mit zuſammen 3 fl.; endlich d) unter den 
Poſten 10, 11, 14, 15 und 16 die Koſten der rechtsfreundlichen 
Vertretung bei der Hauptverhandlung am 31. December 1898 und 
bei Abfaſſung des Entſchädigungsgeſuches mit zuſammen 11 fl. 20 kr. 
beziffert wurden. Das Juſtizminiſterium hat dem Kläger als Ent- 
ſchädigung wegen ungerechtfertigter Verurtheilung den angeſprochenen 
Betrag von 13 fl. für die in Folge des Strafurtheils erlittenen 
Nachtheile (vide b und c) und 5 fl. 20 kr. für die Vertretungs- 
koſten bei der letzten Verhandlung und bei Abfaſſung des Entſchädi— 
gungsgeſuches (vide d), zuſammen alſo 18 fl. 20 kr. zuerkannt, das 
weitere Begehren auf Zahlung der im Laufe des vorausgegangenen 
Strafverfahrens erwachſenen Koſten (vide a) aber abgewieſen. Maß⸗ 
gebend für dieſe Einſchränkung des erhobenen Anſpruches war betreffs 
der im Laufe des dem freiſprechenden Erkenntniſſe vorausgegangenen 
Verfahrens erwachſenen Koſten der Umſtand, daß § 1 des Geſetzes 
vom 16. März 1892, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 64, nur den Anſpruch auf 
eine Entſchädigung für die durch die ungerechtfertigte Verurthei⸗ 
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lung erlittenen vermögensrechtlichen Nachtheile anerkannt, die unter 
P. 1 bis 7 verzeichneten Koſten der Vertheidigung aber nicht durch 
die ungerechtfertigte Verurtheilung, ſondern durch die Anklage ver— 
urſacht ſind und daher den Angeklagten im Falle ſeiner Freiſprechung 
in erſter, beziehungsweiſe in zweiter Inſtanz getroffen hätten. Betreffs 
der unter P. 10, 11, 14 bis 16 angeſprochenen Koſten aber erſchien 
die Einſchränkung inſoferne geboten, als die unter P. 11 verrechneten 
2 fl. 50 kr. für Studium der Acten behufs Verfaſſung des Geſuches 
um Entſchädigung überhaupt nicht zuzuerkennen waren, da der 
Advocat Dr. Parolini mit dem Stande der Acten ſchon vorher ver— 
traut war, und als weiters die Bemeſſung des Honorars für Ver— 
faſſung des Entſchädigungsgeſuches mit 1 fl. 50 kr. anſtatt mit 5 fl. 
der analog anwendbaren Beſtimmung der Poſt 2 (Claſſe IV) des 
Advocatentarifes entſpricht. Unter beſonderer Verwahrung gegen den 
dem Wortlaute des Klagebegehrens entſprechenden neuerlichen Zuſpruch 
des vom Juſtizminiſterium bereits zuerkannten Betrages von 18 fl. 20 kr. 
wird angetragen, die in der Klage erhobenen Anſprüche zur Gänze 
abzuweiſen. 

Der Vertreter des Miniſteriums betonte bei der mündlichen 
Verhandlung, daß nach der St.-Pr.-Ordn. dem Staate niemals ein 
Koſtenerſatz aufzuerlegen ſei und daß die Partei hier doch einen 
ſolchen Anſpruch erhebe, obwohl demſelben überdies der Wortlaut des 
Geſetzes über die Entſchädigung für ungerechtfertigt erfolgte Verur— 
theilung entgegenſtehe. Der im Wiederaufnahmeverfahren Freigeſprochene 
könne nicht beſſer daran ſein, als der ſofort Freigeſprochene. 

Das Reichsgericht pflichtet der Aufſafſung des Juſtizminiſteriums 
bei, daß die Koſten der urſprünglichen Vertheidigung des Beſchul— 
digten wider die gegen ihn erhobene Anklage nicht zu den durch die 
ungerechtfertigte Verurtheilung herbeigeführten vermögensrechtlichen 
Nachtheilen gerechnet werden können, daß daher der Erſatz dieſer 
Koſten dem ungerechtfertigt Verurtheilten ebenſowenig gebührt, wie 
eine Entſchädigung für eine etwaige Unterſuchungshaft. 

Hiernach erſcheint der klägeriſche Anſpruch in Betreff des oben 
unter a erwähnten Betrages unbegründet. 

Was die Kürzung des weiteren Erſatzanſpruches des Klägers 
um weitere 6 fl. betrifft, fo erſcheint wohl die Nichtberückſichtigung 
des Anſatzes für Actenſtudium aus dem oben geltend gemachten 
Grunde gerechtfertigt, dagegen vermag die Zuerkennung von bloß 
1 fl. 50 kr. für das Liquidirungsgeſuch als angemeſſen nicht ange— 
ſehen zu werden, wenn erwogen wird, daß behufs Verfaſſung des— 
ſelben jedenfalls auch eine Information des Vertreters noth— 
wendig war. 

Demgemäß iſt dem Kläger außer dem bereits anerkannten Be- 
trag von 18 fl. 20 kr. noch der weitere Betrag von 3 fl. 50 kr. 
zuzuſprechen, mit dem Mehranſpruche aber der Kläger abzuweiſen. 

: Mit Rückſicht auf dieſe Abweiſung des Klägers und die 
Geringfügigkeit ſeines Erfolges hat der Kläger ſeine Koſten ſelbſt 
zu tragen. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 21. October 1899, 3. 332.) 


Notiz. 


(Leber die Verwendung der Stempelmarken der Emiſſion 
1898.) Anläßlich der Wahrnehmungen, welche hinſichtlich irrthümlicher und miß— 
bräuchlicher Verwendung und vorſchriftswidriger Obliterirung von Stempelmarken 
der Emiſſion 1898 gemacht wurden, hat das Finanzminiſterium mit dem Erlaſſe 
vom 15. Mai l. J., Zahl 676, zur Juformirung aller Angeſtellten und Organe, 
welchen nach den beſtehenden Vorſchriften die Wahrung der Gefällsintereſſen in 
Abſicht auf die vorſchriftsmäßige Erfüllung der Stempelpflicht obliegt, Folgendes 
bekannt gegeben: 

Die Stempelmarken der Emiſſion 1898 find, unter Beobachtung der Vor: 
ſchriften der Miniſterialverordnung vom 28. März 1854, R.⸗G⸗Bl. Nr. 70, auf 
den Urkunden und Schriften durch ordentliches Befeuchten der Rückſeite vollſtändig 
und gründlich zu befeſtigen; es iſt daher unſtatthaft, die Stempelmarken nur 
theilweiſe aufzukleben. Stempelmarken, deren Bild oder Untergrund die nachſtehend 
angegebenen oder ſonſtige auffallende Veränderungen oder Spuren von Obliterirun⸗ 
gen, beziehungsweiſe Schriftzügen zeigen, dann ſolche, von denen größere Stücke 
fehlen, ſind nicht zu obliteriren, ſondern zu beanſtänden. Hiebei wird bemerkt, daß 
der Verſuch, eine Stempelmarke der Emiſſion 1898 von einem Schriftſtücke auf 
ein anderes zu übertragen, beziehungsweiſe Obliterirungsfarben und Schriftzüge 
von derſelben zu entfernen, in der Regel eine ſtarke Beſchädigung des Markenbildes 
oder des Untergrundes hervorruft, ſohin bei einiger Aufmerkſamkeit meiſt leicht 
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wahrzunehmen iſt. Die bisher beobachteten Verſuche, Stempelmarken der Emiſſion 
1898 von einem Schriftſtücke auf ein anderes zu übertragen, und die Merkmale, 
an denen man dieſe Verſuche erkennt, ſind folgende: 

1. das Herausſchneiden aus einem Papierbogen; in dieſem Falle iſt die 
Stempelmarke in Folge des auf der Rückſelte klebenden Papieres und Klebeſtoffes 
dicker, und an den Rändern Papier von dem Schriftſtücke ſichtbar, aus dem die 
Marke herausgeſchnitten wurde; 

2. das Ablöſen mittels Waſſer; hier weiſt der braune Untergrund der 
Marke großere oder kleinere, regelmäßige oder unregelmäßige weiße Flecken auf, 
wodurch das ganze Marlenbild zerſtört erſcheint; 

3. das Ablöſen auf trockenem Wege; die Marle hat auf der Rückſeite 
Papierreſte, zeigt daher, gegen das Licht gehalten, dunkle Stellen, fühlt ſich, wenn 
die Papierreſte bedeutend find, dicker an und hat häufig an den Rändern vor- 
ſtehende Papierfaſern; 

4. das Ablöſen durch ſpirituoſe Mittel; die bunten Farben des Marken: 
bildes, und beſonders die der Ränder find auffallend verwiſcht, beziehungsweiſe 
ausgefloſſen, oder haben ſtellenweiſe andere Nuancen; 

5. das Ablöſen durch Säuren; der braune Untergrund der Marke iſt ganz 
oder theilweiſe orange- oder hellgelb gefärbt und zeigt weiße Stellen. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den Oberinſpectoren der öſterreichiſchen Staatsbahnen 
Heinrich Wilhelmi, Moriz Tiſchler und Otto Fritſch das Ritterkreuz des 
Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Inſpectoren der öſterreichiſchen Staatsbahnen 
Joſef Krämling und Joſef Kern den Titel eines kaiſerlichen Rathes, den Bau— 
Obercommiſſären der öſterreichiſchen Staatsbahnen Mathias Moldan und Georg 
Eckl das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone, dem Baucommiſſär der öſter⸗ 
reichiſchen Staatsbahnen Felix Bauer das goldene Verdienſtkreuz, ſowie den 
Bahnmeiſtern der öſterreichiſchen Staatsbahnen Johann Haudeck, Leopold 
Mundsperger, Anton Praxl und Franz Speer das filberne Verdienſtkreuz 
mit der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hilfsämter-Directions-Adjuncten im Handels- 
miniſterium Ferdinand Becher den Titel und Charakter eines Hilfsämter-Directors 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Zoll⸗Oberamts-Controlor Eduard Schaurek in 
Prag anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines Zoll-Oberamts— 
Vicedirectors verliehen. 

Der Minifter des Innern hat den Ingenieur Zdenko Ritter von Lim beck 
zum Oberingenieur für den Staatsbaudienſt im Küſtenlande ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Archivconcipiſten Dr. Heinrich Kretſch— 
mayr zum Archivar ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Finanzſecretär Dr. Julius 
Weis Ritter von Oſtborn zum Finanzrathe, den Finanz-Obercommiſſär Dr. 
Otto Groſſe und den Steuer-Oberinſpector Karl Lewinsky zu Finanzſecretären 
und den Finanzcommiſſär Bernhard Freiherrn von Kellers perg zum Finanz— 
Obercommiſſär bei der Finanz⸗Landesdirection in Graz ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Finanzſecretär Silvio von 
Eghen zum Finanzrathe, den Finanzeommiſſär Joſeph Bitſchnau zum Finanz: 
ſecretär und den Finanzcommiſſär Bernhard Sevignani zum Finanz-Ober⸗ 
commiſſär bei der Finanz-Landesdirection in Innsbruck ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Fin anzſecretär Ferdinand 
Avian zum Finanzrathe bei der Finanz-Direction in Laibach ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat die Rechnungsofficiale Joſeph 
Dalecky, Karl Roſenſtrauch, Oskar Peikert, Franz Melion, Rudolph 
Tradinik, Hermann Prager, Felix Lux, Engelbert Gerzabek, Karl 
Nawratil Edler von Kronenſchild, Wilhelm Hammerſchmid, Theodor 
Schipp, Vincenz Ritter von Dam aſchka, Hans Wohlwend, Ferdinand 
Spandl, Karl Haupt und Leopold Löffler zu Rechnungsrevidenten im 
Finanzminiſterium ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Hauptcaſſier Julius End⸗ 
licher zum Oberwardein und den Wardein Alfred von Warton zum Haupt- 
caſſier des Haupt⸗Punzirungsamtes ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Hilfsämter-Directions-Adjuncten 
Karl Haraſſin zum Hilfsämter-⸗Director und die Kanzlei-Officiale Joſeph Kiefert 
und Eduard Span zu Hilfsämter-Directions-Adjuncten bei der Finanz-Procuratur 
in Prag ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Steuer-Inſpector Angelo 
Vicentini zum Steuer-Oberinſpector extra statum bei der Finanz⸗Landes⸗ 
directſon Innsbruck ernannt. 


Erledigungen. 


1 Kanzliſtenſtelle in der XI. Rangsclaſſe bei der niederöſterreichiſchen 
Statthalterei und 2 ſolche Stellen bei Bezirks hauptmannſchaften in Nieder— 
öſterreich bis 3. Jänner 1900. (Amtsblatt Nr. 279.) 


DE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 61 und 62 der Erkenntniſſe, adminiſtr. Theil, 1898. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


